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Inhalt: Von berufener Seite wird die geschicht­
liche Entwicklung der Straßenverwaltung seit BCj( lnn 
des 1~. Jahrhunderts bis zur Jetztzeit kritisch betraeh­
tet. Die wechselnde Tendenz der Gesetzgebung. die 
mehr oder \veniger eine bundesstaatliehe oder zcntrfl~C 
Verwaltung der Straßen begünstigt, \vird durch dlC.' 
einzelnen Perioden verfolg"t. Die Auswirkunge n auf 
den Slraßenausbau und den Sh'aßenz.ustand \vcl'den 
eröl'ter-t. 

Von einer ordentlichen Verwaltung des Straßenwesens 
in Deutschland kann man .erst seit dem Beginn des 
19. Jahrhunderts sprechen. Bis dahin herrschte in den 
politisch stark zerrissenen Gebieten eine so große Zer­
splitterung auch auf diesem Gebiete der staatlichen 
Tätigkeit, daß, ganz abgesehen von dem mangelnden In­
teresse der die Straßenhoheit tragenden kleinen Gebiets­
h,errschaften, schon dadurch die durchgehenden Straßen-· 
züge in der kläglichsten Verfassung waren. Der StraßeL1­
verkehr wurde zu einer Einnahmequelle durch willkür­
lich festgesetzte Abgaben gemacht, die auch von den 
kleinsten reichunmittelbaren Herren für die Straßel1­
benutzung erhoben wurden. Die ordnungsmäßigc Straßen­
verwaltung mit dem Ziele einer angemessenen Instand­
haltung der Wege als selbstverständliche Gegenleistung 
wurde gewöhnlich völlig vernachlässigt. 

Allerdings hatte man in einigen deutschen Staatcn 
schon früher in Auswirkung der Lehren des merkanti­
listischen staatswirtschaftlichen Systems die Bedeutung 
guter Straßen für das Gedeihen der Volkswirtschaft er­
kannt. Aber dieser Gedanke war so wenig Allgemeingut 
geworden, daß noch im preußischen Allgemeinen Land­
recht, das 1794 in Kraft gesetzt wurde, nur wenige unbe­
deutende Bestimmungen über das Straßenwesen in dem 
Abschnitt über die staatlichen Regalien enthalten warei1. 
Im allgemeinen fehlte das Verständnis der allgemein 
wirtschaftlichen Bedeutung einer guten Straßenverwal­
tung noch völlig; beherrschend war in der Regel die rein 
fiskalische Auffassung dcs Wegewesens als einer be­
quemen staatlichen Einnahmequelle. 

Ein wesentlicher Fortschritt in den rechtlichen Grund­
lagen der Straßenverwaltung setzte sich gegen Ende des 
18. Jahrhunderts in Auswirkung von Ideen der fran­
zösischen Revolution allgemein durch, nämlich die über­
nahme der Wegebaulast für die wichtigen Landstraßen 
durch die staatlichen Gewalten; für die weniger bedeuten·· 
den Land.'\tTaßen durch die kleineren Gebietskörperschaf­
ten und für die Landwege durch die Gemeinden. Die 
Unterhaltungspflicht der Straßen war in großen Teilen 
Deutschlands seit dem fruhen Mittelalter eine auf den 
angrenzenden Grundstücken r uhende Grundlast, an deren 
Durchführung die Verpflichteten n aturg mäß kein beson­
deres Interesse hatten. Zudem war sie allmähli h von den 
größeren Grundherren auf die schwachen chultern de'r 
Grundhörigen abgewälzt worden. Der übergang auf lei; 
stungsflihigere und interessierte Träger war also ein Fort­
schritt von grundlegender Bedeutung. 

Etwa um das Jahr 1820 war der Stand der Straßen­
verwaltung in Deutschland in großen Zügen folgender: 

Die wichtigsten Landstraßen, deren Netz in den näch­
sten .Jahrzehnten durch Neubau und Umbau vorhandener 
Wege ergänzt und erheblich vergrößert wurde, standen 
als Staatsstraßen in der Unterhaltungspfiicht der Eirizel­
staaten und wurde1-;' durch staatliche Straßenbaubehörden 
verwaltet. Einen erheblichen Anstoß für die Unterhaltung 
und den Ausbau dieses Straßennetzes gab die Herstellung 
der Wirtschaftseinheit für große Gebiete durch die Grün­
dung des deutschen Zollvereins im Jahre 1834. Die Stei­
gerung der Verkehrsbeziehungen zwischen den deutschen 
Ländern im Verein mit der wachsenden industriellen Ent­
wicklung brachte bald eil'}e star~e Vergrößerung des Stra­
ßenverkehrs. Diese früheren Staatsstraßen bilden heu!'~ 

den Hauptteil der Reichsstraßen. 

Die Straßen mit geringerer Verkehrsbedeutung wurden 
als Kreisstraßen von den Kreisen, in einigen Ländern und 
preußischen Provinzen als Bezirksstraßen auf Kosten be­
sonderer Bezirksstraßenverbände von den staatliche,n 
Wegebaubehörden unterhalten und verwaltet. Diese Slr ,, ­
ßen sind heute zum Teil Reichsstraßen, zum Teil bild"li 
sie den Grundstock des Netzes der Landstraßen 1. Ord­
nung. Für die Wege der Gemeinden und für die OrU­
und Stadtstraßen mit Ausnahme der Ortsdurchfahrten der 
Landstraßen waren die Land- und Stadtgemeinden untcJ'­
haltungspfiichtig und führten auch die Verwaltung. 

Die Kosten für die Unterhaltung und Verwaltung d~r 
als Chausseen oder Kunststraßen bezeichneten ausgebau­
ten Landstraßen wurden aus allgemeinen Steuermitteln, 
daneben aber zu einem erheblichen Teil aus Verkehrö­
abgaben in Form von Chausseegeldern aufgebracht. D<lS 
Recht zur Erhebung von Chausseegeld leitete sich aus der 
Auffassung der Straßenverwaltung als eines staatlichen 
Regals her und mußte für neue Chaussecn durch, den 
Landesherrn verliehen werden. Diese Abgaben wurden 
auf den Staats- und Bezirksstraßen in Preußen bis 1875, 
im Lande Sachsen bis 1886, auf manchen Kreisstraßen bis 
etwa 1890 erhoben. 

Während in den übrigen deutschen Ländern in der ge­
:,childerten Regelung des Landstraßenwesens bis 1934 
keine wesentliche Änderung eintrat, übertrug Preußen 
durch das sogenannte Dotationsgesetz von 1875 die ge-. 
samten bisher staatlichen Aufgaben im Wegewesen an die 
Selbstverwaltungskörperschaften der Provinzen, die Pro­
vinzialverbände. Zur Bestreitung der Kosten der Unter­
haltung und Verwaltung wurden ihnen Jahresrenten 
(Dotationen) überwiesen, die später 1902 erhöht wurden. 
Diese Renten haben aber nie ausgereicht, die Kosten in 
voller Höhe zu decken. Späterhin betrugen in verkehrs­
reichen Gebieten die Unterhaltungskosten oft ein Mehr­
faches der Dotationen. Der Grund für dieses in Zusam­
menhang mit der Verstaatlichung der Eisenbahnen 
stehende Vorgehen Preußens war neben dem Bestreben, 
der Selbstverwaltung der Provinzen weitere Aufgaben zu 
übertragen, vor allem die Wertminderung der Landstra­
ßen als Verkehrsträger für den Durchgangsverkehr, der 
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